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Änderungsantrag zu WB-FM-01

Von Zeile 103 bis 109:
Pflicht zur Reaktion sowie die Pflicht zum Wiederaufbau. An erster Stelle muss immer
die Prävention stehen, also das Verhindern gewaltsamer Entwicklungen. 
MilitärischeDer Einsatz militärischer Gewalt darfkann nur das äußerste Mittel zur
Eindämmung von Gewalt sein. Sie darfAuch die nähere Vergangenheit mit deutscher
Beteiligung beispielsweise in Afghanistan hat gezeigt, dass militärische Gewalt ein
mehr an Gewalt hervorruft und nicht zur Lösung von Problemen beiträgt. Ein Einsatz
von militärischer Gewalt kann daher nur dann eingesetzt werdenin Betracht kommen,
wenn alle anderen Maßnahmen keine Aussicht auf Erfolg haben und das Völkerrecht
den Rahmen vorgibtein VN-Mandat vorliegt. Der Einsatz solltemuss eingebettet sein in
klare Konzepte für die Zukunft des betroffenen Staates. Ein stabiler Frieden setzt
deutlich mehr als ein Ende der Gewalt voraus, was unabdingbar vor einem Einsatz
mitgedacht werden muss.voraus.
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